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Familienkrach am die „Domowina“
Sorbenrepublik zwischen Autonom ie und „Schwarzer Pumpe"

In  das idyllische Spreewaldgebiet und die weniger reizvolle 
Umgebung von H oyerswerda ist das Stampfen schwerer B agger 
und das Ivnattern der Zugmaschinen eingebrochen: D ie

»hwarze Pum pe“ , Pankows neues Braunkohlenzentrum und 
Tnung fü r künftige Energieversorgung, bestimmt das Ge­

sicht der Landschaft und —* das Schicksal eines Staates, den 
kaum zehn Prozent der Sowjetzonenbewohner kennen. Von der 
Sorbenrepublik „Dom owina“  ist die Bede, dem theoretisch 
autonomen Gebiet einer „Nationalen M inderheit“ , die sich erst 
seit 1945 als solche konstituierte. D ieser Tage trugen die Sor­
ben die Illusion zu Grabe, ihre Existenz könne sich stärker 
erweisen als die R ealitä t sowjetzonaler W irtschaftspläne.

Im  mit bläurotweißen Fah­
nen, den Farben der „Sorben­
republik“ , geschmückten K ott- 
bus tagte der IV’ . Bundeskon­
greß der „Dom owina“ , um „die 
w eitere Freundschaft zwischen 
dem sorbischen und dem deut­
schen Volk“  zu manifestieren. 
Es war eine Tragikom ödie, 
deren u n freiw illige Statisten 
d ie wenigen echten Angehöri­
gen jener kleinen wendischen 
Volksgruppe waren, die zw i­
schen Spreewald und Bautzen 
dem Aussterben entgegensieht.

Es begann 1945 . . .
D ie Lausitzer Sorben waren 

nach dem K riege  ein verhät­
scheltes K ind sowjetischer N a­
tionalität en-Politik. Ih re pan- 
- ’ awistisehen Ideen wurzelten

sprünglich in der vor 900 
wahren erfo lgten  Eroberung 
wendischer Gebiete durch deut­
sche Feudalherren. Aber selbst 
in der Blütezeit des Sorben- 
tums, in den Jahren 1910—1925, 
vermochte die „Wendische 
Volkspartei“  nur 5585 Stimmen 
zu den Reichstagswahlen (1924) 
anzumelden. D er Moskauer 
„Allslawische K ongreß“ , auf dem 
1941 alle slawischen M inderhei­
ten den Kam pf gegen H itler  
beschlossen, erwähnte die Sor­
ben m it keinem einzigen W ort. 
Noch 1946, als sorbische N atio ­
nalisten m it sowjetischen „Pa- 
joks“ zu werben vermochten, 
waren im  Sorbenzentrum 
Bautzen nicht mehr als 7,6 P ro ­

zent Angehörige der sorbischen 
M inderheit zu ermitteln.

Immerhin begann man 1945 
planmäßig m it der Aufpäppe- 
lung des längst vergessenen 
Sorbentums. 1946 begann die 
im ter dem Namen „Dom owina“ 
gegründete „Antifa-O rganisa­
tion der Sorben“ M itg lieder 
einzuschreiben, und bereits 1948 
bekam die „Sorbenrepublik 
Domowina“ von der sächsischen 
Landesregierung autonome 
Rechte verbrieft. 1949 schloß 
sich auch die brandenburgische 
Zentralregierung diesem Schritt 
an und seit 1950 gibt es durch 
D D R-D ekret einen „Zentralrat 
der Sorben“.
Eine politische Komödie

Alles weitere wurde zur po li­
tischen Kom ödie herabgewür­
digt. Während kaum jemand in 
der Zone von der Existenz eines 
„autonomen sorbischen Staates“ 
wußte, g ing die kommunistisch 
angeleitete „Dom owina“  daran, 
sorbische Schulen und K inder­
gärten einzurichten, Sorbisch 
als Amtssprache einzuführen 
und auf Straßen w ie  Bahn­
höfen zweisprachige Schilder 
zu montieren.

Berücksichtigt man, daß dies 
in Gebieten geschah, in denen 
selbst die ältesten Erwachsenen 
nichts mehr von sorbischem 
Brauchtum wußten, so w ird 
verständlich, daß diese Bemü­
hungen nicht von Dauer waren. 
A ls  darum im August 1955 eine 
Hauptabteilung fü r Sorbische

F ragen  beim  Ostberliner Innen­
ministerium eingerichtet wurde, 
hatte diese nur noch die A u f­
gabe, die Umwandlung „sorb i­
schen“ Gebietes in ein künfti­
ges Industriezentrum möglichst 
ohne Einbuße der noch immer 
geförderten. Domowina vorzu­
nehmen.

Inzwischen sind jedoch mehr 
als 50 000 A rbeiter aus allen 
Gebieten der Zone in dieses Ge­
b iet geström t und haben m it 
ihrer Geschäftigkeit die kram pf­
haft hochgehaltene „Zweispra­
ch igkeit“ h inw eggefegt. A ls auf 
der Großbaustelle „Schwarze 
Pum pe“ die Forderung erhoben 
wurde, die Bekanntmachungen 
der Bauleiter zweisprachig zu 
veröffentlichen, tippten sich 
diese nur noch belustigt an die 
Stirn.
Besucher aus Polen

Inzwischen hat aber auch in 
Po len  eine A rt Revolution statt­
gefunden, und die Gründer der 
„DomoVvina“ , die yon der 
Zonenregierung kaum noch 
etwas zu erwarten haben, ent­
decken plötzlich die alte L iebe 
zu den Polen wieder. Seither 
g ib t es unzählige Delegationen 
und Besucher aus Polen, die 
unter der sorbischen Minderheit 
den Gedanken eines späteren 
Anschlusses an die Polnische 
Volksrepublik nähren. Zwar 
denken die Po len  selbst kaum 
an ein derart irreales Unter­
fangen, aber ihre Besüche und 
Beteuerungen nähren die H off­
nungen sorbischer Nationalisten.

A u f diesem letzten Domo­
w ina-Kongreß nun sagte das 
SED-Politbüro auch den sorbi­
schen Kommunisten den Kam pf 
an. Der kommunistische Fam i­
lienstreit im Spreewald ist in 
vollem  Gange. „Nationalistischen 
Verrätern“ droht der Parteiaus­
schluß, „M inderheiten“-Pro- 
bleme werden m it dem SSD 
diskutiert. Eine Tragikom ödie 
neigt sich ihrem Ende zu £ t ,
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Adenauer 
stürzen?

D T . In  der amerikanischen 
Presse hat sich der Brauch ent­
wickelt, von Zeit zu Zeit dem 
K rem l die F rage  zu stellen, ob 
er einen K r ie g  fü r unvermeid­
lich halte. Das ist eine A rt  
Sport geworden, der in be­
stimmtem zeitlichem Pvhythmus 
m it H ingabe gep flegt w ird. So 
w ar es schon in den Jahren 
Stalins. Je nach seiner Laune, 
die ein R e flex  der w eltpo liti­
schen Entw icklung war, ant­
w orte te der D iktator dann, ein 
K r ie g  sei durchaus vermeidlich 
oder —  nicht ganz unvermeid­
lich. Das w ar zwischen Be­
schwichtigung und Drohung 
im m er ein dunkles Orakel, das 
den Frageste llern  Anlaß zu 
tiefs innigen Betrachtungen gab. 
F ü r den K rem l dagegen w ar 
das immer eine ausgezeichnete 
Gelegenheit zur Propaganda, 
m it der er in w eltw e iter Öffent­
lichkeit sich selbst als den 
edlen Friedensfreund und den 
W esten als B randstifter hin­
stellte.

Jetzt w ar es w ieder einmal 
Chrustschow, der von einem 
amerikanischen Journalisten 
Ui a. g e frag t wurde, ob er einen 
K r ie g  fü r unvermeidlich halte. 
Nein , H err Chrustschow glaubt 
das nicht. E r ist vielm ehr der 
Meinung, daß es keine schick­
salhafte Unverm eidlichkeit eines 
K rieges  gebe —  wenigstens 
dann nicht, wenn sich die W est- 
mächte und vor allem die USA 
ebenso vorb ild lich  w ie  die So­
w jetunion an das P rinzip  der 
friedlichen Koexistenz halten; 
man könne dann m it Sicherheit 
sagen, daß der Frieden erhalten 
und gefestig t werde. Der Mann, 
der hier antwortete, würde 
nicht Chrustschow heißen, wenn 
er nicht die Gelegenheit dieses 
In terview s benutzte, um die 
sowjetische P o lit ik  in den m il­
den Glanz selbstloser F r ied ­
fe rtigke it zu tauchen und um­
gekehrt dem W esten alles üble 
anzudichten. Anklagend nannte 
er die sogenannte P o litik  der 
Stärke, das Wettrüsten, die 
W eigerung abzurüsten, die E r­
richtung von Stützpunkten auf 
fremdem  Territorium , die R e ­
m ilitarisierung Westdeutsch­

lands und sogar den Versuch, 
sich in  die inneren Angelegen­
heiten frem der Länder einzu­
mischen. Das sind alles ¿Un­
taten“ , die der sowjetischen 
Moral, w ie  man weiß , sternen- 
w e it fern  liegen. Moskau ist 
w eiß  und der W esten ist 
schwarz. Das ist das in a ller 
W e lt  verbreitete Ergebnis sol­
cher In terview s, bei denen zw ar 
nicht die Fragen , aber die A n t­
w orten ihren Sinn haben, und 
zw ar im  D ienst der sow jeti­
schen Propaganda. Dennoch 
w ird  in  einigen Wochen die 
W iederho lung der gleichen F ra ­
gen fä llig  sein.

D ie richtige F rage
R ich tiger wäre es, die Staats­

männer des W e s t e n s  zu 
fragen, w as sie tun, um einen 
K r ie g  w irk lich  verm eidbar und 
sogar unmöglich zu machen. 
M it Sicherheit w ird  ein K r ie g  
vermieden, wenn die westliche 
P o lit ik  so geartet ist, daß sein 
R is iko au f jeden A n gre ife r  ab­
solut abschreckend w irkt. Man 
sollte immer w ieder fragen, ob 
der W esten in  gemeinsamem 
Planen und Handeln w irk lich  
alles tut, um diese W irku ng zu 
erzielen. D ie  vergangenen M o­
nate w aren in  dieser H insicht 
nicht besonders ermutigend. 
Durch Feh ler der einen, die 
nachfolgende Verstim m ung an­
derer und Unstim migkeiten son­
stiger A r t  ist die P o lit ik  des 
W estens in  einen Zustand ab­
geglitten , der dringend einer 
Au fw ertung bedarf. W ir  können 
nur wünschen, daß Bermuda, 
w o die amerikanischen und 
britischen Staatsmänner die 
Schwierigkeiten der letzten M o­
nate in  gemeinsamer Einsicht 
zu überwinden suchen, sich 
sozusagen als ein Sanatorium 
der westlichen P o lit ik  bewäh­
ren w ird . In  dem europäischen 
Bereich, w o Unstimmigkeiten 
gleich falls nicht fehlen, muß 
die von Bundeskanzler A de­
nauer angeregte Überprüfung 
der m ilitärischen Planungen 
und H ilfsquellen  der W esteuro­
päischen Union zu einer K lä ­
rung führen, die unter Berück­
sichtigung der modernsten stra­
tegischen Notwendigkeiten  —  
das Prob lem  der Umrüstung 
eingeschlossen —  die euro­
päisch - atlantische V erteid i­
gungskraft auf erneuerten und 
gefestigten Grundlagen sichert.

bleme, die in  sowjetischer Sicht 
auch die F rage  der deutschen 
W iederverein igung berühren. 
Das kann uns nicht gle ichgü ltig  
bleiben. Es ist aber eine auch 
von der SPD  noch nicht w ider­
leg te  Tatsache, daß die Chance 
der W iederverein igung keines­
w egs etwa in  dem Maße ab­
nimmt, w ie  im  ganzen die 
Sicherheit des W estens stärker 
begründet w ird . Eher ist das 
Gegenteil richtig. Je mehr der 
W esten durch eine starke V er­
teid igungskraft und eine g e ­
meinsame P o lit ik  an Sicherheit 
gew innt, um so leichter w ird  es 
tragbar sein, fü r die friedliche 
Lösung des deutschen Prob ier 
auch Möglichkeiten in  Erwäge 
zu ziehen, fü r die heute noen 
die Voraussetzungen fehlen. D ie 
Sow jetunion ist nämlich eine 
w irk lich  große Macht, und die 
Furcht vor ih r beherrscht man­
chen im  W esten. W ichtigste 
Au fgabe der westlichen P o litik  
is t es also, Tatsachen zu schaf­
fen, die gee ignet sind, diese 
Furcht zu überwinden. Furcht 
macht unfrei und ist ein 
schlechter Ratgeber. Erfo lgre ich  
verhandeln kann man nur, wenn 
sie nicht m it am Konferenztisch 
sitzt.

Peinliche Übereinstimmung
Bundeskanzler Adenauer ist 

zw eife llos ein Staatsmann, des­
sen Handeln aus einem red ­
lichen Impuls zur Sicherung des 
Friedens darauf gerichtet ist, 
diese Furcht durch Schaffung 
realer Tatsachen zu überw in­
den. E r ist deshalb fü r die 
Sowjets, die auf Furcht und 
Schwäche ihrer Gegner speku­
lieren, kein leichter Partner. 
A ls dieser T a ge  der sowjetische 
Botschafter in Bonn, Smirno* 
im  H inblick auf die kommend 
Bundeswahlen ge frag t wurde, 
ob Moskau lieber Adenauer oder 
Ollenhauer an der Spitze der 
Bundesregierung sähe, betonte 
er ausweichend die Bereitschaft 
der Sowjetunion, m it jeder 
R egierun g zusammenzuarbeiten, 
die vom  Volke gew ählt sei. 
Anders konnte seine Antw ort 
nicht gut lauten, obwohl sie 
eigentlich das Geständnis ein­
schließt, daß dann die R eg ie ­
rung von Pankow, die nicht 
vom  Vertrauen des Volkes, son­
dern von sowjetischen Bajonet­
ten getragen ist, ein schlechter 
Partner Moskaus ist.



Lieber Leser!
W ir  w ollen gern  wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Nam en unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
•wir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
m er der Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. R  e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

Kfanfred-v.-R ichthofen-Str. 2, I I

.falls S ie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

„V erdünn te" Textilien
Berlin (D PA ). D ie Tuche 

leichter zu machen und dadurch 
ohne mehr M aterial mehr M eter 
herauszuholen, ist der V or­
schlag, m it dem der M in ister 
fü r  Leichtindustrie der Sow jet­
zone, Feldmann (N D P ), das 
Zonenangebot an Textilien  1957 
erhöhen möchte. Vergleiche m it 
dem M aterialeinsatz fü r den 
Quadratmeter Gewebe in  an­
deren Ländern hätten gezeigt, 
daß man in  der Sowjetzone 
über die bisher erzielten E r­
gebnisse hinaus die Gramm­
gew ichte je  Quadratmeter w eiter 
senken, die Ausspinnung ve r­
fe inern und vor allem die

/umwollgewebe leichter ma- 
-ien müsse. So könne die P ro ­

duktion bei gleichem M aterial­
einsatz erhöht werden. (K arika­
tur Seite 7.)

Tuekerstown (A P ). Präsident 
Eisenhower und der britische 
Prem ierm in ister Macmillan ha­
ben eine Gruppe von Sachver­
ständigen beauftragt, die Grund­
lage fü r neue Verhandlungen 
in it der Sowjetunion über die 
Lösung der deutschen F rage  zu 
schaffen. D ie D irektive stellt in 
engem Zusammenhang mit der 
Bereitschaft der beiden Staats-

D ie  Verträge sollen am 1. Ja­
nuar 1958 in K ra ft  treten, wenn 
sie bis dahin von den Pa rla ­
menten der sechs Länder ratifi­
z iert worden sind.

A ls  erster M in ister der sechs 
Länder setzte der belgische 
Außenminister Spaak seine Un­
terschrift unter die zahlreichen 
Dokumente, aus denen das V er­
tragsw erk besteht. Es fo lg ten  der 
französische Außenminister P i ­
tt eau und Staatssekretär Faure, 
Bundeskanzler Adenauer und 
Staatssekretär Hallstein, der 
italienische M inisterpräsident 
Segni und Außenminister M ar- 
tino, der luxemburgische M in i­
sterpräsident Bech und Bot­
schafter Schaus, sow ie der nie­
derländische Außenm inister Luns 
und Staatssekretär Homann. 
W ährend der Unterzeichnung 
dröhnten die Glocken vom  Turm  
des Capitols, die nur bei selte­
nen Anlässen geläutet werden.

Bundeskanzler Adenauer 
dankte insbesondere dem be lg i­
schen Außenminister Spaak für 
seine M itarbeit an den beiden 
Verträgen , die einen immer 
festeren Zusammenhalt der 
sechs Staaten und allen ein 
Überleben und die Sicherung

chefs, „das Recht des deutschen 
Volkes auf eine rasche W ieder­
verein igung in Frieden  und 
F reihe it“ zu unterstützen.

Präsident Eisenhower und 
Prem ierm inister Macmillan hat­
ten während ihrer Gespräche 
auch die F rage  der deutschen 
W iederverein igung an Hand 
eines Berichtes einer W ashing­
toner Arbeitsgruppe erörtert.

der freiheitlichen Entw icklung 
des sozialen Fortschritts ge­
währleisteten. „E in  T a g  w ie  der 
heutige läßt uns schmerzlich 
empfinden“ , fuhr der Kanzler 
fort, „daß es uns noch versagt 
ist, an dem Vereinten Europa 
als vereinigtes Deutschland te il­
zunehmen. Auch die 17 M illio ­
nen, die gewaltsam  von uns ge­
trennt sind, gehörten nach A b­
stammung, K u ltur und Selbst­
bestimmung zu dem Europa, 
dessen Aufbau durch die neuen 
V erträge gefördert werden soll."

X>ie B erlin -K lausel

Ausnahmen gelten fü r Berlin 
sowie fü r die sowjetische Be­
satzungszone Deutschlands. D ie 
B erlin-K lausel lautet: „ In  A n ­
betracht der besonderen La ge  
Berlins und der Notwendigkeit, 
der Stadt die H ilfe  der fre ien  
W e lt  zu geben, sowie in dem 
Bestreben, die Verbundenheit 
unserer sechs Regierungen m it 
der Bevölkerung Berlins zu be­
kräftigen, werden die sechs N a­
tionen im  Gemeinsamen M arkt 
dafür eintreten, daß alle erfor­
derlichen Maßnahmen ergriffen  
werden, um die w irtschaftliche 
und soziale Lage  in Berlin  zu 
erleichtern und seine w irtschaft­
liche Stabilität zu fördern und 
sicherzustellen.“

Dem Vertragsw erk wurde fe r ­
ner ein Sonderprotokoll be i­
gegeben, wonach der Handel 
zwischen der Bundesrepublik 
und der Sowjetzonenrepublik 
als innerdeutscher Handel zu 
betrachten ist. D ie Anwendung 
des Vertrages über den Gemein­
samen Markt erfordert daher 
keine Änderung des gegenwärti­
gen Zustands im Handel zwischen 
den beiden Teilen  Deutschlands 
und macht die Zonengrenze 
nicht zur Zollgrenze.

Vor neuer Viererkonferenz
T h e m a :  D e u t s c h l a n d  — V o r b e r e i t u n g e n  w e r d e n  g e t r o ffe n

Europa-Verträge unterzeichnet
W e ite r e  S c h r it t e  z u r  E i n i g u n g  — S o n d e r s t e llu n g  B e r li n s

Rom  (A P ). Zwei der w ichtigsten Verträge über die E in igung 
Europas, d ie Verträge über die B ildung eines Gemeinsamen 
Marktes und über die B ildung einer Europäischen Atom - 
gemeinschaft (Euratom ), sind in Rom  von den Regierungen 
der Bundesrepublik, Frankreichs, Belgiens, der Niederlande 
und Luxem burgs unterzeichnet worden. Dam it w ird , w ie Bun­
deskanzler Adenauer vor Beginn der Unterzeichnung im  histori­
schen Sitzungssaal des capitolinischen Palastes erklärte, „auf 
allen wesentlichen Gebieten des sozialen und wirtschaftlichen 
Lebens und auf dem zukunftsträchtigsten Gebiet der mensch­
lichen Entwicklung, dem Atom gebiet, ein echter europäischer 
Zusammenschluß“  zwischen den sechs Unterzeichnerstaaten 
entstellen.



Adenauer zum Bulganin-Brief
Bioskau geht von „unzutreffenden Voraussetzungen44 aus

Bonn (Eigenm eldung). In  einer 
Stellungnahme zu dem Schrei­
ben bedauerte Dr. Adenauer, 
daß Bulganin auf die Repatri­
ierung der in der Sowjetunion 
zurückgehaltenen Deutschen 
nicht eingegangen ist. E r er­
klärte, dieses Problem  sei „zu­
mindest von gleicher Bedeu­
tung“ w ie die Regelung und 
Erw eiterung der Handelsbezie­
hungen, der konsularischen Be­
fugnisse und der wissenschaft­
lich - technischen Zusammen­
arbeit. Zu dem Vorschlag Bul- 
ganins, m it Handelsbesprechun­
gen schon im  A pril zu begin­
nen, äußerte sich Adenauer 
nicht.

Der Kanzler bedauerte ferner, 
daß Bulganin in der F rage  
der W iederverein igung auf der 
These von zwei deutschen Staa­
ten und der Forderung nach 
direkten Verhandlungen zw i­
schen der Bundesregierung und 
Pankow  beharrt. E r sagte, Bul­
ganin gehe von „unzutreffenden 
Voraussetzungen“ aus, denn 
w eder die Bundesregierung 
noch der Bundestag hätten ver­
langt, daß die sogenannte DDR. 
die Einrichtungen und das po li­
tische System der Bundesrepu­
b lik  übernehme. „Sie haben 
lediglich verlangt, daß durch 
allgem eine fre ie  W ahlen eine

gesamtdeutsche Volksvertretung 
entsteht, die fre i die politischen 
und wirtschaftlichen Lebens­
form en des deutschen Volkes 
bestimmen kann“ , sagte der 
Kanzler.

Auch der stellvertretende SPD- 
Vorsitzende M ellies wandte sich 
entschieden gegen  die von Bul­
ganin angeschnittene Frage der 
Verhandlungen zwischen der 
Bundesregierung und Pankow. 
D ie sowjetische Regierung 
müsse zur Kenntnis nehmen, 
daß kein deutscher Po litik er die 
These der zwei souveränen 
Staaten auf deutschem Boden 
akzeptieren könne.

*
D T . D ie  Botschaft Bulganins 

ist kurz und höflich und liegt 
auf der L in ie  des begonnenen

Gesprächs. Sie bringt keine 
neuen Tatsachen. Doch die 
Stellungnahme des Bundeskanz­
lers trifft genau die wunden 
Punkte der ziemlich ungeschick­
ten sowjetischen Argumentation. 
Es steht nämlich überhaupt 
nicht in Frage, irgendwelche 
Zustande aus der Bundesrepu­
b lik  auf die Zone, oder um­
gekehrt aus der Zone auf die 
Bundesrepublik zu übertragen. 
V ielm ehr kommt es nur darauf 
an, daß die Deutschen selbst 
nach dem auch von den Sowjets 
gelegentlich gefeierten  Seibst- 
bestimmungsrecht über die 
innere Ordnung ihres Staates 
in vo ller F reihe it entscheiden. 
Einen anderen W e g  gibt 
nicht. W ird  er auch vom Kren— 
beschritten, dann ist die Lösung 
a ller zwischen Deutschland und 
der Sowjetunion schwebenden 
Prob lem e möglich.

Vom Tiergarten zum Alex
Wettbewerb „Hauptstadt Berlin1- ausgeschrieben

Berlin (E igenbericht). Der 
Ideenw ettbew erb „Hauptstadt 
Berlin “ is t jetzt von der Bun­
desregierung und dem Senat als 
„offener internationaler städte­
baulicher Ideenw ettbew erb" aus­
geschrieben "worden. E r soll 
Vorschläge fü r die Neuordnung 
und Gestaltung Berlins in sei­
nem inneren Stadtgebiet als

und

er-

Ungarns SSD-Chef abgesetzt
Matyas von Horvath abgelöst

W ien (A P ). D er Chef der un­
garischen Geheimpolizei, Oberst 
Matyas, ist nach zuverlässigen 
Berichten aus Budapest von der 
Kadar-Regierung von seinem 
Posten entfernt worden. Matyas 
w ar nach der N iederwerfung 
des ungarischen Aufstandes zum 
Geheimpolizeichef ernannt w or­
den. Der Grund seiner Ent­
lassung ist noch nicht bekannt. 
Zu seinem Nachfo lger soll Gyula 
Horvath, ein langjähriges le i­
tendes M itg lied  der Geheim­
polizei, ernannt worden sein.

Horvath war an dem Verfah­
ren gegen den ehemaligen un­
garischen Außenminister Laszlo 
R a jk  beteiligt, der 1949 wegen 
„Titoism us“  zum Tode verurteilt 
und hingerichtet und im ver­
gangenen Jahr w ieder rehabili­
tiert worden war.

W ie  Rad io Budapest bekannt­
gab, hat die ungarische Po lize i 
Ferenc P in ter, einen General 
der ungarischen Arm ee aus der 
Zeit vor dem zweiten W eltk rieg , 
verhaftet.

Der ungarische Industrie­
m inister Apro hat nach einer 
Meldung von Radio Budapest 
die in Moskau lebende W itw e 
des ehemaligen ungarischen 
Ministerpräsidenten Bela Kun 
besucht. Bela Kun w ar nach 
dem ersten W e ltk rieg  Chef 
einer kurzlebigen kommunisti­
schen Regierung in Ungarn. 
Nach seiner Flucht in die So­
w jetunion war er als „T ro tz­
k ist“ angeklagt und in den 
Säuberungsprozessen der drei­
ß iger Jahre zum Tode verurteilt 
und hingerichtet worden. Im  
vergangenen Jahr w ar er reha­
b ilitiert worden.

Hauptstadt Deutschlands 
als W eltstadt bringen.

Das Wettbe-werbsgebiet 
streckt sich vom  Bahnhof T ie r ­
garten bis zum Alexanderplatz 
und vom  Oranienburger To r bis 
zum Mehringplatz.

Zu dem W ettbew erb sind alle 
in Europa lebenden Architekten 
und Städtebauer sowie außer­
europäische Städtebauer und 
Architekten, die in Deutschland 
geboren sind, zugelassen. D ie 
Unterlagen können vom 30. März 
an gegen Einsendung einer 
Schutzgebühr von 100 DM beim 
Bausenator angefordert werden. 
D ie  Arbeiten müssen dann bis 
zum 30. Novem ber 1957 einge­
reicht sein.

Dem Preisgerich t gehören f 
Fachpreisrichter Architekt Alvc 
Aalto (Helsinki), P ro f. Bartning 
(Darmstadt), P ro f. van Eesteren 
(Amsterdam), P ro f. Gropius
(USA), P ro f. Hebebrand (Ham ­
burg), P ro f. H illebrecht (Han­
nover), D ipl.-Ing. Rossig (Bonn), 
D ip l.-Ing. Steinbiss (Bonn),
D ip l.-Ing. Stephan (Berlin ), 
Architekt Vago (Paris ) und 
Pro f. Wedepohl (Berlin ) an. A ls 
Sachpreisrichter wurden beru­
fen : D er Bundesminister fü r 
Wohnungsbau, der Bundesmini­
ster für gesamtdeutsche Fragen, 
der Bürgerm eister von Berlin, 
der Berliner Bausenator, Dr. 
Skrodzki und Scharnowski (beide 
Berlin ).



Sc sind sie teirklicht

Immer schon als Sorbe gefühlt . . .
Nur wenigen ist bekannt, daß 

sich unter den Abgeord­
neten der sowjetzonalen „Volks­
kammer“ auch . ein Vertreter 
einer „nationalen M inderheit“ 
befindet: Kurt Krenz, Chef a ller 
Sorben, die heute das Gebiet 
zwischen dem Spreewald -und 
Bautzen bevölkern. Krenz ve r­
tritt die „Sorbenrepublik Domo­
w ina“. Es ist ein undankbares 
Amt, denn jene, die sich heute 
als „Sorben“ ausgeben —  meist, 
ohne deren Sprache zu ken- 

— , wollen wiederum nichts 
. den Kommunisten wissen. 

Und Krenz ist M itg lied  der 
SED-Bezirksleitung Dresden.

Früher war alles anders . . .
In  diesem Sommer w ird  er 

50 Jahre alt. W enn es bis dahin 
keinen größeren Krach um die 
„Dom ow ina“ gegeben hat, ist 
ihm der „Vaterländische V er­
dienstorden“ in Gold sicher. In  
Silber hat er ihn schon. Aber 
die Chancen stehen nicht mehr 
so günstig w ie vor einigen Jah­
ren, als man das Sorbentum 
sogar in  Frem denverkehrspro­
spekten unterstrich. Krenz, 
Sohn eines Bautzener Stein­
arbeiters, hat es nicht verstan­
den, das „Sorbentum“ in jene 
Bahnen zu lenken, fü r die man 
es finanzierte. —

Früher, als er noch kleiner 
K P D  - Funktionär in Bautzen 
war, hätte er fü r derartige Be­
mühungen nur ein Lächeln 
übrig  gehabt. Aber da unter­
stützten die nach Polen orien­
tierten Spreewald-Wenden auch 

V Pilsudski-Staat, und der 
derum wurde von der Zen­

trale in Acht und Bann getan. 
D ie  Kommunisten Thälmanns 
wollten  nichts wissen' von der­
artigen „nationalen M inderhei­
ten“ , die zumeist das Zentrum 
oder sich selber wählten. Dann 
kam das Jahr 1933. Krenz ge­
hörte zu den ersten, die ve r­
haftet wurden. Zw ölf lange 
Jahre wandert e er durch die 
Zuchthäuser und Konzentra­
tionslager, bis ihn die Am eri­
kaner befreiten.

. 1945 ging er w ieder in die 
K P D . A ls Agitprop-Mann, als 
kleiner Kreisfunktionär für 
Agitation und , Propaganda, be­
gann er. Bis man . 1846 ent-

KURT KRENZ
deckte, daß er eigentlich
„Sorbe“  ’ war. Sein Großvater 
gehörte ' einer sorbisch-wendi­
schen Verein igung an und w ar 
einmal auf einem derartigen 
Kongreß  gewesen. Jetzt wurde 
das ein höchst interessantes 
M om en t. . .

„W o  sind Genossen Sorben?“
In  der Lausitz machten sich 

nämlich die nach der sow je­
tischen Besetzung auf den P lan 
getretenen rund 5000 Sorben 
Hoffnungen auf eine eigene 
autonome Regierung und even­
tuellen Anschluß der Lausitz 
an Polen. D ie treibende K ra ft  
aber waren Leute, die dem 
Kommunismus w en ig nahestan­
den : nationalistische Fanatiker, 
die einem politischen Phantom  
nach jagen wollten.

D ie „antifaschistische Massen­
bewegung Domowina“ , der sie 
angehörten, wurde über Nacht 
fü r  die soeben zwangsver­
schmolzene SED zum Sorgen­
kind. „W o  sind Genossen Sor­
ben?“ kabelte man an die SED- 
Kreisleitungen und versuchte, 
geeignete Leute in die „Dom o­
w ina“ einzuschleusen. D ie da­
m alige SED - Landesleitung 
Sachsen entsann sich des Ge­
nossen K re n z : „W ir  setzen dich 
ein, vorläu fig ohne Funktion! 
Eines Tages kannst du dann 
den ganzen Laden überneh­
men . . .“

Und Krenz w arf sich ins 
Zeug. Schon immer habe er als 
Sorbe gedacht und gefühlt, er­
klärte er seinen skeptisch 
dreinblickenden neuen „Lands­
leuten“ . A ls sich 1948 der „Zen­
tralrat der W enden“ aus der 
„Dom owina“ herauszuschälen 
begann, saß Krenz schon mit 
am Vorstandstisch. Und auf 
dem ersten Bundeskongreß der 
Domowina im März 1951 wurde 
er mit knapper Stimmenmehr­
heit zum Vorstand gewählt. Zu 
dieser Zeit war es bereits als 
Abteilungsleiter des „Sorbischen 
Volksbildungsamtes“ bei der 
sächsischen Landesregierung 
akkreditiert. Noch sprach er 
keine .500 W orte „sorbisch“ , 
aber ihm oblag die Einrichtung 
sorbischer Sprachschulen und 
die Erhaltung einer „mehr als

800jährigen urslawischen K u l­
tur“ .

Die „nationale Minderheit“
Die Sorben seibst mußten ihn 

wählen, ‘ w e il sie nur durch 
K renz als „nationale M inder­
heit“ in der Volkskammer' ver­
treten werden konnten. Denn 
die SED hatte ihren „Muster- 
Sorben“ wohlweislich m it in 
den „Deutschen Volksrat“ ge­
wählt, aus dem dann die 
„DDE.“ - Regierung geboren 
wurde. Am  7. Oktober 1949 zog 
K renz in die Volkskammer in 
der Ostberliner Luisenstraße 
ein, und das „Inform ationsblatt 
der Domowina“ vermerkte dies 
„als einen denkwürdigen A k t in 
einer Periode jahrhundertelan­
gen Kam pfes um nationale An­
erkennung und W ürdigung der 
Sorben“ .

Dann kam die W ahl in den 
„Nationalrat der Nationalen 
F ron t“ und die Ernennung zum 
ständigen M itg lied  der SED- 
Landes- und später -Bezirks­
leitung Sachsen bzw. Dresden. 
Am  6. Oktober 1954 wurde 
K renz —  flankiert von einer 
Trachtengruppe Spreewälder 
Sorben — mit dem „Vaterlän­
dischen Verdienstorden“ in Sil­
ber dekoriert.

Es war sein Unglück, daß er 
nach dem Tode Stalins nicht 
mehr die Zeichen einer ver­
änderten Zeit verstand. Es gab 
eine kleine Abkehr von der 
Nationalitätenpolitik  des alten 
Mannes im Krem l, und die 
„autonomen“ Sorben interessier­
ten nur noch, soweit sich die 
„Dom ow ina“ in die Breiten­
arbeit der „Nationalen Fron t“ 
einordnen ließ. Katastrophal 
aber wurde es erst, als sor­
bische Nationalisten im  ver­
gangenen Oktober nach der 
W ahl Gomulkas m it pro-polni­
schen Tendenzen die Einheit 
der örtlichen SED-Vertretungen 
in F rage stellten. Krenz beging 
den Fehler, diese Tendenzen 
noch zu unterstützen, nun w arf 
ihm die SED auf dem letzten

Domowina-Bundeskongreß 
„ideologische Unsicherheit und 
Nachgiebigkeit gegenüber natio­
nalistischen Verrätern“ vor. Es 
scheint, ihm "wird es schwerer 
fallen, Sorbe zu bleiben als 
einstmals Sorbe zu werden . . «



W i e d e r  „ M a s s e n b e d a r f s - M i l l i a r d e 44?
Bss Fiasko auf dem sowjetsoiialen Konsumgütermarkt
W er sich in  diesen Wochen einen bestimmten Fernsehapparat 

oder eine bestimmte W ohnzimmereinriehtung auf Abzahlung 
kaufen möchte, verläßt enttäuscht und etwas verwundert das 
HO-Geschäft. Zum dritten oder vierten M ale nämlich haben 
ihm die Verkäu fer gesagt: „Kom m en Sie doch b itte in  zwei, 
drei Monaten w ieder! Es soll ja  noch was kommen . . An 
den Verkäufern lieg t es nicht. Denn denen schwimmt ja  m it 
dem F iasko auf dem sowjetzonalen Konsum güterm arkt ihre 
eigene Umsatzprämie davon. D ie  Industrie kann einfach nicht 
mehr lie fern . Das „kleine W irtschaftswunder“  vom vergangenen 
Herbst, als d ie SED m it Beginn des Teilzahlungsgeschäftes alle 
vorhandenen Reserven auf den M arkt w erfen ließ , ist noch 
schneller gestorben, als es die P laner befürchten mochten.

In  diesen Tagen  besuchten 
rund 80 000 D eleg ierte der Be­
triebe und Organisationen die 
Messe in  Leip zig . Sie haben 
sich ehrlich über jedes Anstei­
gen der Gesamtsumme bei neu­
geschlossenen Exportverträgen 
gefreut. Aber nur w enige ahn­
ten, daß von einer gewissen 
Summe ab, der Ausverkauf der 
eigenen Konsumgüterbasis m it­
einbegriffen war.

Jagd nach Devisen
So ist das nämlich: A ls im 

vergangenen Dezember die K on ­
sumgüterindustrie Ihren ersten 
großen H ilfe ru f nach Koh le und 
Rohstoffen ausstieß, da sprach 
man von einem „Vakuum“ in 
der Konsumgüterproduktion, 
das sich im  Frühjahr und Som­
mer unangenehm bemerkbar 
machen würde. Jetzt aber geht 
es nicht allein mehr um Ma- 
terialsorgen, sondern um D ev i­
sen! D ie oberste Planungsbe­
hörde hat den Produzenten der 
Leichtindustrie aus der letzten 
Sow jeth ilfe neue P.ohstoffkon­
tingente und gew isse Investi­
tionsgelder zukommen lassen.
D ie W irtschaftsfachzeitungen 
der Zone haben das gebührend 
vermerkt. A ber: Dieses Zuge­
ständnis w ar m it einer Bedin­
gung verbunden, die man nur 
am Rande verm erkte: B is zu 
80 Prozent der m it diesen Roh­
stoffen und Investitionen her­
gestellten Bedarfsgüter fließen 
in  die Kanäle des devisen­
bringenden Exports! „W ir  
brauchen erst einmal Devisen, 
um w ieder auf die Beine zu 
komm en!“ erklärte man in Ber­
lin.. „Fü r diese Devisen kaufen 
w ir  dann w ieder Rohstoffe ein. 
und daraus produzieren w ir 
dann für den eigenen Markt . . .“

W em  es nicht aufgefallen sein 
so llte: D ie Sowjet*oAe hat auf

dieser letzten Messe D inge an- 
geboten, zu Schleuderpreisen 
sogar, auf die der Mann von 
der Straße seit Monaten wartet. 
Nun beginnt in den nächsten 
Tagen  eine Expertenkonferenz, 
auf der man sich m it der 
w eiteren  Konsumgüterproduk­
tion befassen w ill. Auch die 
letzte Volkskammersitzung hat 
sich damit beschäftigen müssen. 
Schließlich ist die W arenbe­
schickung des Konsum güter­
marktes im  eigenen Land nicht 
nur eine Sache der Menschen­
freundlichkeit, sondern auch 
eine Geldabschöpfung.

In  den Taschen der Bevölke­
rung befindet sich zuviel un­
kontrollierbares Geld. D ie SED 
m ag tun, was sie w ill, sie mag

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. übrige: 
w ird  er auch dort ge i^  
gelesen.
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die Ration ierung aufheben —  
woran allerdings noch lange 
nicht zu denken ist —  oder 
plötzlich sowjetische Personen­
autos im portieren : Im m er w ird  
ih r diese unberechenbare Sum­
me überschüssiger K au fkra ft 
den P lan  durchkreuzen.

D i e  neue „ M i l l i a r d e 44
Nun soll eine neue „Massen­

bedarfs-M illiarde“ Rettung
bringen. Entsinnen Sie sich 
noch? Damals, nach dem Juni- 
Aufstand, ließ die SED schnell 
irgendwelche Industriewaren 
im  Gesamtwert von einer M il­
liarde DM-Ost nebenher produ­
zieren, um den Warenhunger 
der Bevölkerung zu be fried i­
gen. Nun soll Ähnliches ge­
schehen. A ber die Ansprüche 
der Käu fer sind gewachsen. In ­
zwischen gab es schon ganz 
brauchbare Fernsehapparate, 
moderne und zweckmäßige M ö­
bel tauchten vereinzelt —  wenn 
auch zu Überpreisen —  auf. D ie 
Zeit, w o m it Kaffeesieben aus 
Abfallproduktion Geld abzu­
schöpfen war, ist unwiderruf­
lich vorbei. Nun hat ein V or­
schlag der „Staatlichen Han­
delsorganisation“  bereits böses 
Blut gemacht: das sogenannte 
„Ansparen“ . W orum  geht es 
dabei ?

An  Stelle der seit einem hal­
ben Jahr üblichen Teilzah ­
lungsverträge sollen „Anspar­
verträge“ treten, wenn die be­
treffende W are nicht gre ifbar 
ist. Das heißt: W e r  auf eine 
bestimmte W are reflektiert, be­
ginnt diese bereits anzuspar 
noch ehe sie produziert ist.

A u f diese A rt erhält die In ­
dustrie das Geld fü r die P ro ­
duktion, der Staat das Geld fü r 
den Ankauf von Rohstoffen und 
—  die überschüssige K au fkra ft 
verschwindet vorze itig  aus den 
Taschen der Bevölkerung. Es 
ist das S3rstem „Volksw agen“ 
aus den Jahren vor -dem K r iege  
und man darf gespannt darauf 
warten, w iev ie l Freunde es —  
wenn die HO damit durch­
kommt —  gewinnen w ird. B leibt 
die Erkenntnis: D ie W ir t ­
schaftswunder sind, wenn sie 
„gep lant“  werden, kurzlebig und 
enttäuschend . .  *



Pankows „verdünnt© Textilien" Bermuda-Konferenz

„Mann, bleiben Si® sieben, das wird der «Finden Sie nichi auch, ein idealer Plaiz, 
neue volksdemokratische Anzugsioifl" um sich näherzukotnmen 1"

Adenauer
Fortsetzung von Seite 2 

A ber die A n tw ort auf die 
A lternative Adenauer oder Ol- 

hauer sieht anders aus in 
? Ebene der kommunistischen 

Propaganda als der kommu­
nistischen D iplomatie. D ie Rede 
des Genossen U lbricht auf der 
angeblichen Tagung von Funk­
tionären der SPD  und der SED 
in Leip zig , an der echte Funk­
tionäre der SPD  überhaupt 
nicht teilgenommen haben, ent­
hält mindestens ein dutzendmal 
an die „lieben sozialdemokra­
tischen Genossen“ die A u ffo rde­
rung, Adenauer zu stürzen und 
dadurch „eine W ende der In ­
nen- und Außenpolitik“ der 
Bundesrepublik herbeizuführen. 
A lles hänge von diesem Um ­
sturz ab: der Frieden, die 
soziale Sicherheit, die demokra­
tische F reiheit, die „F re ihe it

stürzen?
von Furcht“  der westdeutschen 
Arbeiterschaft und sogar die 
W iederverein igung.

Diese R ede des Genossen 
U lbricht is t ein besonders 
plumpes Dokument der sow je­
tisch - kommunistischen Propa­
ganda nach Westdeutschland. 
Le id er aber geschieht auf 
sozialdemokratischer Seite man­
ches, w as gelegentlich eine 
peinliche Übereinstimmung m it 
den Anschauungen und Form u­
lierungen der SED verrät 
und deshalb gefährlich w ird. 
Genosse U lbricht z. B. sagte: 
„D er Adenauer-Partei g ilt  es, 
eine N iederlage beizubringen. 
D ie Friedenskräfte müssen die 
Oberhand gew innen.“  Im  sozial­
demokratischen Zentralorgan 
„Vorw ärts“  lautet der gleiche 
Gedanke, knallig  in  die Über­
schrift gebracht: „Gaitskell for-.

dert »Friedensoffensive* des 
W estens —  A ktive Teilnahme 
der Bundesrepublik nur durch 
Sturz Adenauers m öglich.“  Es 
ist das gute Recht der SPD, 
Adenauer zu stürzen. Guter Ge­
schmack und wohlverstandenes 
E igeninteresse sollten sie in ­
dessen davor bewahren, dieses 
Z iel m it den gleichen Verdäch­
tigungen zu begründen, die zur 
Propaganda der SED gehören. 
W as nämlich U lbricht fordert, 
das war noch nie gut fü r 
Deutschland.

Wahlen endgültig am 15. September
Bonn (A P ). Bundespräsident 

Heuss hat den Term in  fü r die 
Bundestagswahlen endgültig auf 
den 15. September festgelegt. 
M it der Unterzeichnung einer 
entsprechenden Anordnung ent­
sprach P ro f. Heuss einem V or« 
schlag der Bundesregierung,



BILDER DER WOCHE: Oben: Erstes NATO-Stabsmanöver mit deutscher Beteiligung in 

Fontainebleau. Deutsche Offiziere (mit Kragenspiegeln) im Kreise ihrer britischen und 

amerikanischen Kollegen. — Unten: Als interessierte Zuschauer erwiesen sich die Pinguine, 

die in Scharen herbeieilten, als der US - Marinefrachter „Arneb“ Nachschub fiir die 

amerikanische Antarktis-Expedition auslud.


